Beschlussvorlage für die Gesamtkonferenz

Grundsätze einer Vertretungsregelung

1. Zur Situation

Vertretungsnotwendigkeit wird es immer geben, solange nicht von vornherein durch entsprechende Zuweisung einer Vertretungsreserve berücksichtigt wird, dass 

a) Lehrkräfte auf Klassenfahrten fahren

b) Lehrkräfte zu außerschulischen Lernorten unterwegs sind

c) Lehrkräfte Fortbildungsveranstaltungen besuchen

d) Lehrkräfte krank werden.

Da wegen nicht ausreichender Ressourcen nicht immer eine Vertretung stattfinden können wird, sind Grundsätze notwendig, die 

a) einen sinnvollen Vertretungsunterricht beschreiben

b) den trotzdem abzusehenden Unterrichtsausfall minimieren.

2. Grundsätze zur Organisation von Vertretungsunterricht

Folgende Grundsätze sollen sicherstellen, dass die notwendigen Ressourcen möglichst optimal für einen sinnvollen Unterricht eingesetzt werden:

(A) Externe Vertretungskräfte müssen fachlich und pädagogisch qualifiziert sein (Staatsexamen Unterrichtserfahrung oder vergleichbare Qualifikation). Die Bezahlung sollte nach BAT erfolgen. 

(B) Ist abzusehen, dass die anfallenden Vertretungsstunden nicht durch die externe Vertretungslehrkraft abzudecken sind, gelten die Regelungen, die bisher für die Vertretungsgestaltung gültig waren, also

a) Lehrkräfte, denen Unterricht ausfällt, weil Klassen außer Haus sind, werden vorrangig zu Vertretungsunterricht herangezogen (Stattstunden). Diese Stunden sollen innerhalb einer Woche angeordnet werden.

b) Die Rangfolge für Vertretungsunterricht ist : 1. Lehrkraft der Klasse, 2. Lehrkraft des Fachbereichs; 3. andere Lehrkraft.

c) Randstunden werden  vertreten, solange die zur Verfügung gestellten Gelder ausreichen. 

       (C) Die gültige Rechtslage muss unbedingt eingehalten werden, insbesondere:

a) Ohne vorliegende Zustimmung des Personalrats bzw. ohne gültige Verfügung wird kein Vertretungsunterricht von externen Lehrkräften erteilt.

b) Lehrkräfte im Vorbereitungsdienst (Referendare) werden nur lt. § 40 Abs. 8 UVo für Vertretung eingeteilt; d.h. in besonderen Ausnahmefällen und nur in den Klassen oder Gruppen, in denen sie unterrichten.

c) Angestellte Lehrkräfte können nur mit ihrem Einverständnis zu Vertretung herangezogen werden. Jede Vertretung ist zu vergüten.

d) Bei der Zusammenlegung der Klassen ist zur Wahrung der Aufsichtspflicht auf die Einhaltung der Klassenhöchstwerte zu achten.

e) Verbeamtete Lehrkräfte können in Ausnahmefällen zu Vertretung herangezogen werden (§ 85 HBG). Diese angeordnete Mehrarbeit darf nicht zu einer dauerhaften Einrichtung werden. Daher dürfen auch keine Springstunden bewusst in den Stundenplan eingearbeitet werden, um damit eventuell anfallenden Vertretungsunterricht abdecken zu können.

f) Die Bestimmungen für verbeamtete Teilzeitkräfte sind zu beachten (Verfügung vom SSA vom …

g) Sollte eine Gesamtkonferenz regelmäßige Bereitschaftszeiten beschließen, sind diese als Arbeitszeit anzurechnen.

3. Pädagogische Grundsätze

Wichtigster Grundsatz bei der Konzeption von Vertretungsunterricht sollte sein, dass für SchülerInnen nicht der Eindruck von Leerlauf entsteht.

Daher sollte Vertretungsunterricht nicht nur eine Beaufsichtigung sein. Hausaufgaben machen, Schülercafe, Spiele ohne Lerneffekt sollten nur ausnahmsweise Vertretungsunterricht ausfüllen.

Vertretungsstunden als reine Bearbeitung von Arbeitsblättern sollte die Ausnahme bleiben.

Die Eigenverantwortung der SchülerInnen für eine sinnvolle Ausführung des Vertretungsunterrichts soll von den Klassen – und FachlehrerInnen trainiert werden. Parallel dazu sollte die Ausstattung der Räume (Mobiliar und Materialien) so verbessert werden, dass SchülerInnen zeitweise auch ohne aufsichtsführende Lehrkraft arbeiten können.

